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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Kahn-Ackermann, Amrehn und Genossen 
- Drucksache 7/1 692 - 

betr. Ratifizierung europäischer Abkommen und Konventionen 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 11. März 
1974 die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Herrn Bun- 
desminister für Wirtschaft wie folgt beantwortet: 


1. Europäisches Übereinkommen über gegenseitige Hilfeleistung 
bei ärztlicher Spezialbehandlung und klimatischen Heilkuren 
(14. Mai 1962), 

Gegen das Europäische Übereinkommen über gegenseitige 
Hilfeleistung bei ärztlicher Spezialbehandlung und klimatischen 
Heilkuren (14. Mai 1962) bestehen unter fachlichen Gesichts- 
punkten, insbesondere im Hinblick auf die ungeklärte Frage 
der Kostentragung, Bedenken. Es ist nicht damit zu rechnen, 
daß diese Bedenken in absehbarer Zukunft ausgeräumt werden. 
Eine Ratifikation des Übereinkommens wird daher zur Zeit 
nicht erwogen. 


2. Europäisches Übereinkommen über den Austausch von Blut- 
gruppenreagenzien (14. Mai 1962), 

Die vorbereitenden Arbeiten an dem Vertragsgesetz zu dem 
Europäischen Übereinkommen über den Austausch von Blut- 
gruppenreagenzien (14. Mai 1962) waren vorübergehend einge- 
stellt worden, weil die Vertragsparteien nachträglich Änderun- 
gen und Ergänzungen des Übereinkommens vereinbart haben. 
Die Bundesregierung beabsichtigt, das Vertragsgesetz zu der 
geänderten Fassung des Übereinkommens noch im Laufe des 
Jahres 1974 vorzulegen. 
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3. Europäisches Übereinkommen über die Staatenimmunität 
(16. Mai 1972), 

Das Europäische Übereinkommen über die Staatenimmunität 
(16. Mai 1972), das sich mit einem bisher vertraglich nicht ge- 
regelten und umstrittenen Gegenstand befaßt, ist bisher zwar 
von 7 Mitgliedstaaten des Europarates, darunter der Bundes- 
republik Deutschland, unterzeichnet, bisher jedoch von keinem 
Staat ratifiziert worden. Es ist daher nicht zu übersehen, ob es 
größere Bedeutung erlangen wird. Das Übereinkommen gibt im 
übrigen eine Reihe von Möglichkeiten, Erklärungen abzugeben 
oder seine Regelungen durch Vorbehalte zu modifizieren. 
Außerdem ist über das Vertragsgesetz hinaus innerstaatliche 
Ausführungsgesetzgebung notwendig. Hinsichtlich der Immu- 
nität der Bundesländer sind Verhandlungen mit den Ländern 
erforderlich. Ein Vertragsgesetz zu dem Übereinkommen wird 
die Bundesregierung erst nach Klärung dieser schwierigen Fra- 
gen vorlegen können. 


4. Europäisches Abkommen betreffend die an Verhandlungen vor 
der Europäischen Kommission oder dem Europäischen Gerichts- 
hof für Menschenrechte teilnehmenden Personen (6. Mai 1969), 

Die Bundesregierung hat zunächst zugewartet, in welchem Um- 
fang sich das Europäische Abkommen betreffend die an Ver- 
handlungen vor der Europäischen Kommission oder dem Euro- 
päischen Gerichtshof für Menschenrechte teilnehmenden Per- 
sonen (6. Mai 1969) durchsetzen werde. Nachdem neun Mitglied- 
staaten des Europarates das Übereinkommen ratifiziert haben, 
beabsichtigt die Bundesregierung, die für die Ratifikation erfor- 
derlichen Schritte einzuleiten. Der Entwurf eines entsprechen- 
den Vertragsgesetzes befindet sich in Vorbereitung. 


5. Europäisches Übereinkommen über die Repatriierung Minder- 
jähriger (28. Mai 1970), 

Die Prüfung der Frage, ob das Europäische Übereinkommen 
über die Repatriierung Minderjähriger (28. Mai 1970) von der 
Bundesrepublik Deutschland ratifiziert werden soll, konnte bis- 
her nicht abgeschlossen werden. Im Rahmen der Arbeiten des 
Europarates an einem Europäischen Übereinkommen über die 
Vollstreckung sorgerechtlicher Entscheidungen sind nämlich 
Zweifel an der Vereinbarkeit des Übereinkommens vom 28. Mai 
1970 mit den hier angestrebten Regelungen aufgetreten, die 
zunächst einer Klärung bedürfen. Das Übereinkommen ist bis- 
her noch von keinem Staat ratifiziert worden. 


6. Europäisches Übereinkommen über die Niederlassung von Ge- 
sellschaften (20. Januar 1966), 

Die Bundesregierung hat mit anderen Unterzeichnerstaaten Füh- 
lung aufgenommen wegen der Frage der Ratifikation des Euro- 
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päischen Übereinkommens über die Niederlassung von Gesell- 
schaften (20. Januar 1966). Danach besteht kaum Aussicht, daß 
die zum Inkrafttreten des Übereinkommens erforderliche Zahl 
von fünf Ratifikationen erreicht wird. Auch läßt die Entwick- 
lung des Niederlassungsrechts in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft - insbesondere nach der Erweiterung der Gemein- 
schaften - die Annahme des Übereinkommens weniger dring- 
lich erscheinen. Darüber hinaus ist fraglich, ob im Hinblick auf 
die der EWG auf dem Gebiet des Niederlassungsrechts inzwi- 
schen zugewachsenen Kompetenzen eine Ratifizierung des Über- 
einkommens durch die EG-Mitgliedstaaten noch zulässig oder 
zumindest zweckmäßig ist. Die Bundesregierung wird die be- 
reits eingeleiteten Vorarbeiten für die Ratifikation erst dann 
fortsetzen, wenn die genannten Fragen durch Konsultation mit 
der Gemeinschaft geklärt sind und wenn sichergestellt ist, daß 
eine genügende Anzahl von Unterzeichnerstaaten das Überein- 
kommen ratifizieren wird. 


7. Europäisches Übereinkommen über die Fremdwährungsverbind- 
lichkeiten (11. Dezember 1967), 

8. Europäisches Übereinkommen über den Zahlungsort von Geld- 
schulden (16. Mai 1972), 

Das Europäische Übereinkommen über Fremdwährungsschulden 
(11. Dezember 1967) und das Europäische Übereinkommen über 
den Ort der Zahlung von Geldschulden (16. Mai 1972) stehen in 
engem sachlichen Zusammenhang. Grundlegende Regelungen 
des Übereinkommens über Fremdwährungsschulden knüpfen 
an den Zahlungsort an. Da das Übereinkommen über den Ort 
der Zahlung von Geldschulden erst im Jahre 1972 zur Zeich- 
nung aufgelegt worden ist, konnte auch das Verfahren zur Rati- 
fizierung des Übereinkommens über Fremdwährungsschulden 
bis dahin nicht eingeleitet werden. Das Übereinkommen vom 
16. Mai 1972 ist bisher außer von der Bundesrepublik Deutsch- 
land nur von Österreich und den Niederlanden gezeichnet wor- 
den; es tritt jedoch erst nach Hinterlegung der fünften Ratifi- 
kations- oder Annahmeurkunde in Kraft. Die Einleitung der er- 
forderlichen Schritte für eine Ratifikation der Übereinkommen 
erscheint deshalb nur dann sinnvoll, wenn damit gerechnet wer- 
den kann, daß noch mindestens zwei weitere Staaten das Über- 
einkommen vom 16. Mai 1972 zeichnen werden. Hierfür liegen 
aber zur Zeit keine Anhaltspunkte vor. 


9. Europäisches Übereinkommen über die Fristenberechnung 
(16. Mai 1972), 

Die erforderlichen Vorarbeiten für die Ratifikation des Euro- 
päischen Übereinkommens über die Fristenberechnung (16. Mai 
1972) sind wegen anderer dringender innerstaatlicher Reform- 
vorhaben zunächst zurückgestellt worden. Dies konnte um so 
mehr verantwortet werden, als die Ratifizierung des überein- 
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kommens durch die Bundesrepublik Deutschland im Hinblick 
darauf, daß noch kein anderer Staat das Übereinkommen rati- 
fiziert hat, nicht besonders vordringlich erscheint. 


10. Übereinkommen über den unfreiwilligen Verlust international 
gehandelter Inhaberwertpapiere (28. Mai 1970), 

Das Übereinkommen über den unfreiwilligen Verlust inter- 
national gehandelter Inhaberwertpapiere (28. Mai 1970) ist nach 
dem Stand vom 1. November 1973 lediglich von Belgien ratifi- 
ziert und von 6 weiteren Mitgliedstaaten des Europarates, dar- 
unter die Bundesrepublik Deutschland, unterzeichnet worden. 
Völkerrechtlich ist es daher noch nicht in Kraft getreten. Mit 
weiteren Ratifikationen dürfte frühestens im kommenden Jahr 
zu rechnen sein. Die Übernahme des Übereinkommens 
durch die Bundesrepublik Deutschland erfordert im übrigen auf- 
wendige Vorarbeiten. Wegen anderer dringender Aufgaben ist 
deshalb die Vorlage des Entwurfs eines Vertragsgesetzes bis 
auf weiteres zurückgestellt worden. Sobald Anzeichen dafür 
bestehen, daß andere bedeutende Handelsstaaten das Überein- 
kommen ratifizieren wollen, wird die Bundesregierung unver- 
züglich erneut prüfen, ob die Arbeiten an dem Entwurf eines 
Vertragsgesetzes aufgenommen werden sollen. 


11. Übereinkommen über die Einführung eines Registrierungs- 
systems für Testamente (16. Mai 1972), 

Die Ratifikation des Übereinkommens über die Einführung 
eines Registrierungssystems für Testamente (16. Mai 1972) durch 
die Bundesrepublik Deutschland ist nicht besonders vordring- 
lich. Im Gegensatz zu einigen anderen Mitgliedstaaten des Euro- 
parates hat die Bundesrepublik Deutschland ein eingespieltes 
Verfahren zur Registrierung von Testamenten, das sich über 
Jahrzehnte hinweg bewährt und zu Beanstandungen keine Ver- 
anlassung gegeben hat. Damit ist eines der wesentlichen Anlie- 
gen des Übereinkommens bereits erfüllt. Die Bundesregierung 
prüft gleichwohl die Notwendigkeit der Ratifizierung des Über- 
einkommens im Geiste der europäischen Zusammenarbeit, weist 
aber vorsorglich darauf hin, daß das Übereinkommen bisher 
von keinem Staat ratifiziert worden ist. 


12. Europäisches Auslieferungsübereinkommen (13. Dezember 1957), 

13. Europäisches Übereinkommen über die Rechtshilfe in Straf- 
sachen (20. April 1959), 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Ratifikationsurkunden 
zu dem Europäischen Auslieferungsübereinkommen (13. Dezem- 
ber 1957) und zu dem Europäischen Übereinkommen über die 
Rechtshilfe in Strafsachen (20. April 1959) zu hinterlegen, so- 
bald die zweiseitigen Zusatzverträge zu diesen Übereinkom- 
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men mit den für den Auslieferungs- und Rechtshilfeverkehr der 
Bundesrepublik Deutschland wichtigsten Staaten - Österreich 
und die Schweiz - in Kraft getreten sind. Diese Zusatzverträge 
sind bereits unterzeichnet; die Entwürfe der entsprechenden 
Vertragsgesetze sind in Vorbereitung; sie werden bis Ende Mai 
1974 den gesetzgebenden Körperschaften vorgelegt werden. 


14. Europäisches Übereinkommen über die Überwachung bedingt 
verurteilter oder bedingt entlassener Personen (30. November 
1964), 

15. Europäisches Übereinkommen über die Strafverfolgung von 
Straßenverkehrsdelikten (30. November 1964), 

16. Europäisches Übereinkommen über die internationale Gültig- 
keit von Strafurteilen (28. Mai 1970). 

Das Europäische Übereinkommen über die Überwachung be- 
dingt verurteilter oder bedingt entlassener Personen (30. No- 
vember 1964), das Europäische Übereinkommen über die Straf- 
verfolgung von Straßenverkehrsdelikten (30. November 1964) 
und das Europäische Übereinkommen über die internationale 
Gültigkeit von Strafurteilen (20. Mai 1970) enthalten Bestim- 
mungen, nach denen die Vertragsstaaten verpflichtet sind, aus- 
ländische Strafentscheidungen im Inland zu vollstrecken. Die 
erforderlichen innerstaatlichen Vorschriften, die es der Bundes- 
republik Deutschland ermöglichen werden, die Übereinkommen 
zu ratifizieren, sollen in das Gesetz über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) aufgenommen werden, das an 
die Stelle des Deutschen Auslieferungsgesetzes vom 29. Dezem- 
ber 1929 treten soll. Die Vorarbeiten für dieses Gesetz sind von 
einer Kommission zur Reform des Deutschen Auslieferungsge- 
setzes mit der Vorlage eines Entwurfs abgeschlossen worden. 
Die Auswertung der von allen in Betracht kommenden Stellen 
eingeholten Äußerungen macht eine weitgehende Überarbei- 
tung dieses Entwurfs erforderlich. An dem Referentenentwurf 
wird mit Vorrang gearbeitet. Er soll bis Ende 1974 fertiggestellt 
und mit allen beteiligten Stellen abgestimmt werden. Nach dem 
gegenwärtigen Stand ist damit zu rechnen, daß die Bundes- 
regierung den Entwurf eines IRG im Frühjahr 1975 den gesetz- 
gebenden Körperschaften vorlegen wird. Sobald dieses Gesetz- 
gebungsvorhaben abgeschlossen ist, werden die Entwürfe von 
Vertragsgesetzen zu den obengenannten Übereinkommen ein- 
gebracht werden. 
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